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Nutzen und Fallstricke eines Emissionsbudget-
Ansatzes in der EU
Oliver Geden, Brigitte Knopf und Felix Schenuit 

Das übergreifende Emissionsreduktionsziel für 2040 wird wohl eine der wichtigsten anstehenden Entscheidungen der EU-Klima-
politik sein. Das Europäische Klimagesetz sieht vor, dass die Europäische Kommission bei ihrem Vorschlag erstmals ein  
EU-Treibhausgasbudget berücksichtigt. Eine nähere Betrachtung des potenziellen Nutzens und der zahlreichen Fallstricke führt 
zu der Schlussfolgerung, dass sich die Debatte über die Gestaltung der EU-Klimapolitik nach 2030 nicht zu sehr auf ein wissen-
schaftlich angemessenes Niveau des 2040-Ziels konzentrieren sollte, sondern darauf, wie die Governance-Architektur weiterent-
wickelt, die politischen Instrumente gestärkt und die öffentliche Unterstützung für eine ehrgeizige Klimapolitik befördert werden 
kann. 

Während die zahlreichen und komplexen  
Gesetzgebungsverfahren des Fit for 55-Pakets 
zum Abschluss gebracht werden, zeichnet 
sich bereits die nächste große politische Her-
ausforderung für den Europäischen Grünen 
Deal ab: die Entscheidung über das Emissi-
onsreduktionsziel der EU für 2040. Das im 
Jahr 2021 verabschiedete Europäische Klima-
gesetz legt bereits wichtige Elemente fest,  
indem es die Europäische Kommission auf-
fordert, ein Zwischenziel für 2040 vorzu-
schlagen (Artikel 4 Absatz 3), und indem es 
gleichzeitig unter Verweis auf das langfristige 
Temperaturziel des Pariser Abkommens ein 
unionsweites Emissionsziel von netto null 
Treibhausgasen (THG) für 2050 vorgibt so-
wie eine Vision formuliert, in der Zeit danach 
netto negative THG-Emissionen zu erreichen 
(Artikel 2). 

EU-intern wird das 2040-Ziel der Ausgangs-
punkt für die nächste Runde der Überarbei-
tung der zentralen klima- und energiepoli-
tischen Rechtsvorschriften bilden. In der 
Außendimension ist die Entscheidung über 
das 2040-Ziel eng mit der Einreichung der 
nächsten Nationally Determined Contribution 
(NDC) im Rahmen des Pariser Abkommens 
verknüpft, die 2025 fällig ist.

In den 2021 abgeschlossenen Verhandlun-
gen über das Europäische Klimagesetz hatte 
das Europäische Parlament (EP) angeregt, 
ein rechtsverbindliches Ziel für 2040 auf der 
Grundlage eines THG-Budgets festzulegen, 
das von einem wissenschaftlichen Experten-
gremium bestimmt werden sollte. Der ur-
sprüngliche Vorschlag der Kommission hin-

gegen sah vor, durch delegierte Rechtsakte 
einen „Pfad zur Klimaneutralität“ vorzuge-
ben, der spätestens sechs Monate nach Ab-
schluss jeder Globalen Bestandsaufnahme 
(Global Stocktake) im Rahmen des Pariser 
Abkommens aktualisiert werden würde. Die 
Mitgliedstaaten waren nicht sonderlich inte-
ressiert daran, den Entscheidungsprozess 
über das EU-weite Emissionsreduktionsziel 
zu verändern, war dieses Ziel doch seit 2007 
stets im Europäischen Rat und damit im 
Konsens zwischen allen Staats- und Regie-
rungschefs festgelegt worden.

Der Kompromiss zwischen den Mitglied-
staaten und dem EP führte schließlich dazu, 
dass das 2040-Ziel zwar Bestandteil des Euro-
päischen Klimagesetzes wurde, das Konzept 

des Emissionsbudgets jedoch eine viel 
schwächere Rolle einnahm als anfänglich 
vom Parlament beabsichtigt. Der durch das 
Klimagesetz neu eingerichtete Europäische 
wissenschaftliche Beirat zum Klimawandel 
(European Scientific Advisory Board on Climate 
Change, ESABCC) hat den ausdrücklichen 
Auftrag, die EU-Institutionen bei der Berech-
nung eines Budgets für THG-Emissionen zu 
unterstützen.

Das Gesetz definiert das THG-Budget der EU 
für den Zeitraum 2030-2050 als „indikative 
Gesamtmenge der Netto-Treibhausgasemis-
sionen (als CO2-Äquivalent und mit gesonder-
ten Informationen über die Emissionen und 
den Abbau von Treibhausgasen), die voraus-
sichtlich in diesem Zeitraum emittiert wer-
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den, ohne dadurch die Verpflichtungen der 
Union gemäß dem Übereinkommen von Paris 
zu gefährden“. Die verabschiedete Fassung 
des Gesetzes sieht im Gegensatz zur ursprüng-
lichen Verhandlungsposition des EP nicht 
vor, dass das Budget für THG-Emissionen 
eine herausgehobene Rolle bei der Festlegung 
des Ziels für 2040 spielen wird – es wird 
lediglich als eines von 13 zu berücksichti-
genden Elementen genannt (Artikel 4 Absatz 
5 a-m). Außerdem könnte der Rat der Euro-
päischen Union eine politische Entscheidung 
über den NDC für 2035 bereits treffen, bevor 
mit dem Parlament eine formelle Einigung 
über das, im Klimagesetz zu verankernde 
Ziel für 2040 gefunden wurde.

Angesichts der Bedeutung des CO2-Budgets 
in den globalen (und bisweilen auch nationa-
len) klimapolitischen Debatten und in Anbe-
tracht der Geschichte der Verhandlungen 
zum EU-Klimagesetz ist allerdings zu erwar-
ten, dass das Emissionsbudget trotz seiner 
marginalen Rolle im Gesetzestext erhebliche 
Aufmerksamkeit erfahren wird. Daher ist es 
wichtig, sich sowohl den potenziellen Nutzen 
als auch die zahlreichen Fallstricke eines 
Emissionsbudget-Ansatzes auf EU-Ebene vor 
Augen zu führen.

Grenzen des Budgetansatzes

Globale Erwärmungsniveaus von 2 °C oder 
1,5 °C können in globale Budgets für kumu-
lative CO2-Emissionen übersetzt werden, die 
jeweils noch in die Atmosphäre gelangen 
dürfen. Der Weltklimarat (Intergovernmental 
Panel on Climate Change, IPCC) aktualisiert 
regelmäßig die verbleibenden CO2-Budgets 
(remaining carbon budgets), deren Einhal-
tung es erlauben würde, den Anstieg der 
globalen Mitteltemperatur im Vergleich zur 
vorindustriellen Zeit unter bestimmten 
Schwellenwerten zu halten. Die Methoden 
der Berechnung (und damit die Größe der 
Restbudgets) ändern sich jedoch regelmäßig. 
Auch werden relevante Nicht-CO2-Emissionen 
wie Methan- oder Lachgasemissionen nur 
indirekt berücksichtigt. 

Darüber hinaus kann die Frage nach „ange-
messenen“ Emissionsbudgets auf nationaler 
oder auf EU-Ebene nicht wissenschaftlich 
beantwortet werden. Das Pariser Abkommen 

legt ein globales Langfrist-Temperaturziel 
fest, dessen Einhaltung gemeinsame globale 
Anstrengungen erfordert. Die Zuweisung ei-
ner genau bezifferten nationalen oder euro-
päischen Verantwortung hängt von Annah-
men ab, die nicht genuin wissenschaftlich, 
sondern wertegeleitet und politisch sind – 
und vom IPCC nicht bereitgestellt werden [1].

Eine nähere Betrachtung dieser Aspekte 
macht deutlich, warum Emissionsbudgets 
der EU oder der Mitgliedstaaten nicht von 
der globalen Ebene abgeleitet werden sollten 
und dass es problematisch wäre, sie strikt 
als wissenschaftsbasierte Limits umzuset-
zen, die von Regierungen oder Parlamenten 
nicht in Frage gestellt werden können.

Keine Grundlage im Pariser 
Abkommen 

Das verbleibende CO2-Budget, um ein be-
stimmtes Temperaturziel mit einer bestimm-
ten Wahrscheinlichkeit zu erreichen, bezieht 
sich auf eine reale physikalische Begrenzung 
und ist daher knapp. Dies impliziert zwangs-
läufig einen globalen Verteilungskonflikt um 
Emissionsberechtigungen. Wäre ein verblei-
bendes CO2-Budget die Grundlage für die Ver-
handlungen im Kontext der Klimarahmen-
konvention der Vereinten Nationen (UNFCCC), 
würde dies stets in einem Nullsummenspiel 
resultieren: Was ein Staat erhält, kann ein 
anderer nicht nutzen. Es überrascht deshalb 
nicht, dass sich der Budgetansatz in der 
UNFCCC nicht durchsetzen konnte [2].

Stattdessen verfolgt das Pariser Abkommen 
einen pledge and review-Ansatz, der auf weit-
gehend freiwilligen Minderungsverpflichtun-
gen im Rahmen der NDCs basiert. Diese sollen 
von den Unterzeichnern des Abkommens re-
gelmäßig verschärft werden. Alle fünf Jahre, 
im Rahmen der Globalen Bestandsaufnahme, 
wird der Gesamteffekt aller NDCs mit dem 
globalen Emissionspfad verglichen, der aus 
wissenschaftlicher Sicht erforderlich wäre, 
um das Langfrist-Temperaturziel des Pariser 
Abkommens einzuhalten. 

Die erste Bestandsaufnahme wird auf der  
28. Konferenz der UNFCCC-Vertragsparteien 
(COP28) Anfang Dezember 2023 in Dubai 
abgeschlossen; sie wird eine neue Runde von 

NDC-Einreichungen einläuten, die bis 2025 
dauert. Bei der Festlegung von Minderungs-
zielen gilt der UNFCCC-Grundsatz der ge-
meinsamen, aber differenzierten Verantwor-
tung und jeweiligen Fähigkeiten (common but 
differentiated responsibilities and respective 
capabilities, CBDR-RC). Obwohl dieser Grund-
satz im Rahmen der UNFCCC nie quantifi-
ziert wurde, wird im Pariser Abkommen aus-
drücklich erwähnt, dass die Industrieländer 
bei der Reduzierung der Emissionen „weiter-
hin die Führung übernehmen“ sollen.

Vielzahl möglicher Verteilungs-
prinzipien

Will man der EU eine exakt quantifizierte 
Verantwortung zuweisen, müssen mehrere 
Annahmen in die Überlegungen einbezogen 
werden. Die Frage, wie ein fairer Beitrag der 
EU zur Erreichung des globalen Langfrist-
Temperaturziels aussehen sollte, lässt sich 
nicht eindeutig beantworten, da sie sehr stark 
davon abhängt, wie man das bei derartigen 
Berechnungen zentrale Kriterium der Gerech-
tigkeit interpretiert und operationalisiert.

In der wissenschaftlichen Literatur reicht 
dies von einem reinen Pro-Kopf-Ansatz (der 
in der Regel die Industrieländer begünstigt) 
bis hin zur vollständigen Einbeziehung der 
historischen Emissionen (zugunsten der Ent-
wicklungsländer). Würde die historische Ver-
antwortung der traditionellen Industrielän-
der für den Klimawandel berücksichtigt (das 
heißt 1750 oder 1850 als Anfangsjahr ge-
wählt), würde das in der Regel dazu führen, 
dass die EU in einem 1,5 °C-kompatiblen 
Budget keinerlei Emissionsberechtigungen 
mehr erhält [3]. Ein umfassender Gerechtig-
keitsansatz müsste überdies auch die jewei-
ligen nationalen Minderungspotenziale und 
-kosten sowie die makroökonomische Situa-
tion aller Länder berücksichtigen.

Unterschiedliche Methodologien 
und Budgetvolumen

Entgegen der weit verbreiteten Wahrnehmung 
bei Klimapolitikern, Nichtregierungsorgani-
sationen und Medien bieten die globalen 
CO2-Budgets des IPCC keine ausreichend 
stabile Ausgangsbasis. Die Übersetzung des 
Langfrist-Temperaturziels des Pariser Ab-
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kommens (Begrenzung des Anstiegs der 
Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 
2 °C sowie Anstrengungen, um den Tempe-
raturanstieg auf 1,5 °C zu begrenzen) in 
Kohlenstoffbudgets beinhaltet bereits genuin 
politische Entscheidungen, sei es über das 
„angemessene“ Erwärmungsniveau (1,5 °C, 
1,75 °C oder 2 °C) oder über die ausreichende 
Wahrscheinlichkeit, mit der ein Ziel erreicht 
wird (50 %, 67 % oder 83 %). Darüber hinaus 
verändern sich die vom IPCC ermittelten 
verbleibenden CO2-Budgets regelmäßig, und 
zwar schlichtweg infolge wissenschaftlicher 
Fortschritte.

Die im 5. Synthesebericht des IPCC (2014) 
angegebenen Restbudgets wurden im Sonder-
bericht über 1,5 °C (2018) deutlich erhöht und 
im folgenden Bericht der IPCC-Arbeitsgruppe 
I (2021) nochmals leicht nach oben korrigiert, 
insbesondere für eine Wahrscheinlichkeit von 
67 % [4]. Wäre ein CO2-Budget für die EU 
unmittelbar mit den Berechnungen des IPCC 
verknüpft, würde dies nach jedem größeren 
IPCC-Bericht unweigerlich erhebliche Anpas-
sungen (nach oben oder unten) nötig machen. 
Die strikte Ableitung eines CO2-Budgets der 
EU aus den Berechnungen des IPCC ist daher 
kein geeigneter Ansatz, um einen verlässli-
chen Politikpfad zu schaffen.

Zudem wird häufig übersehen, dass kein 
globales Budget für THG-Emissionen exis-
tiert. Aus methodologischen Gründen bezie-
hen sich die IPCC-Budgets nur auf CO2 (da es 
sich in der Atmosphäre anreichert), während 
die EU-Klimapolitik alle wichtigen Treibhaus-
gase abdeckt, einschließlich Lachgas und des 
kurzlebigen Methans. Bei Emissionsminde-
rungspfaden werden Netto-Null-Emissionen 
von THG später erreicht als diejenigen von 
CO2, da beträchtliche Mengen schwer ver-
meidbarer Nicht-CO2-Restemissionen (größ-
tenteils aus der Landwirtschaft) durch die 
Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre 
ausgeglichen werden müssen. Während 
das Erreichen von Netto-Null-CO2-Emissio-
nen global wahrscheinlich eine Stabilisie-
rung der Temperatur bewirken würde, 
würde das Erreichen und Aufrechterhalten 
von Netto-Null-THG-Emissionen – unter 
Verwendung der in der UNFCCC konsen-
tierten Emissionsmetriken – einen leichten 
Temperaturrückgang verursachen [5].

Kumulieren statt budgetieren

Unter Berücksichtigung der gegebenen  
Unsicherheiten ist es grundsätzlich mög-
lich, ein globales CO2-Budget zu bestim-
men. Dieser Ansatz eignet sich sehr gut, 
um die Dringlichkeit zu illustrieren, mit 
der das globale Klimaproblem bearbeitet 
werden muss. Eine einfache Aufschlüsse-
lung des globalen CO2-Budgets nach einzel-
nen Staaten oder Sektoren (Budgetierung) 
und der Versuch, strikt wissenschaftsba-
sierte Budgets zu erstellen, taugt jedoch 
nicht, um die Klimapolitik der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten zu steuern. Die Kumulie-
rung (das heißt die Umrechnung geplanter 
europäischer oder nationaler Minderungs-
pfade in Gesamtmengen an CO2- oder THG-
Emissionen, über mehrere Jahre oder Jahr-
zehnte hinweg) ist dagegen ein gangbarer 
Weg, um die klimapolitischen Ambitionen 
der EU oder ihrer Mitgliedstaaten abzubil-
den.

Betrachtet man die in der europäischen Kli-
mapolitik häufig anzutreffende Fixierung 
auf weit entfernte Zieljahre einerseits und 
den Ansatz der Emissionskumulierung an-
dererseits, hat Letzterer zwei wesentliche 
Vorteile, die auch Befürworter strikt abge-
leiteter Budgets häufig nennen: Erstens  
ermöglicht das Kumulieren eine bessere 
Vergleichbarkeit verschiedener vorgeschla-
gener Pfade, die zum gleichen Zieljahr für 
CO2- oder THG-Emissionsneutralität führen, 
wodurch sich der Schwerpunkt vom Ziel-
jahr selbst auf das allgemeine Anspruchs-
niveau verlagert. Dadurch wiederum lassen 
sich verschiedene politische Akteure (etwa 
die Europäische Union und die Vereinigten 
Staaten) in Bezug auf ihre Klimaschutzam-
bitionen besser vergleichen. Zweitens kön-
nen bei diesem Ansatz die vorgeschlagenen 
Ziele auf Ebene der EU und der Mitglied-
staaten jenen Zielmarken gegenüberge-
stellt werden, die bei der Anwendung unter-
schiedlicher globaler Gerechtigkeitskriterien 
erforderlich wären.

Der kumulative Ansatz würde es nicht nur 
ermöglichen, das Ambitionsniveau eines 
Landes zu bewerten, sondern auch zu 
quantifizieren, welche zusätzlichen inter-
nationalen Verpflichtungen sich daraus er-

gäben. Ein Beispiel hierfür wäre, den Auf-
bau einer kohlenstoffarmen Wirtschaft in 
Schwellen- und Entwicklungsländern zu 
unterstützen, was das zentrale Ziel der Just 
Energy Transition Partnerships (JETPs) ist. 
Auch wenn das Pariser Abkommen einen 
pledge and review-Ansatz verfolgt, besteht 
eine nationale Verantwortung, einen adäqua-
ten Beitrag zum globalen Klimaschutz zu 
leisten, der sich an der höchstmöglichen 
Ambition orientieren sollte (Pariser Abkom-
men, Artikel 4 Absatz 3).

Der mit dem EU-Klimaschutzgesetz ge-
schaffene Beirat ESABCC hat einen Ansatz 
gewählt, der mit diesen Überlegungen im 
Einklang steht, indem er eine Spanne und 
nicht einen einzelnen Wert für das Emissi-
onsbudget der EU ermittelt. Diese Spanne 
berücksichtigt mehrere Prinzipien und Di-
mensionen von Fairness und Umsetzbar-
keit. Die Empfehlungen des ESABCC beru-
hen auf den geophysikalischen Limits des 
globalen Budgets, während der gerechte 
Anteil der EU aus verschiedenen Zutei-
lungsmodellen abgeleitet wird. Darüber 
hinaus gibt das Beratungsgremium eine 
Spanne für das kumulative EU-Budget an, 
die auf unterschiedlichen Pfaden zur Er-
reichung eines Netto-Null-THG-Ziels basiert. 
Der ESABCC kommt zu dem Schluss, dass 
ein gerechter Beitrag zur Eindämmung 
des Klimawandels sehr ehrgeizige Emissi-
onsreduktionen in Europa erfordert, die 
durch von der EU finanzierte Maßnahmen 
in Entwicklungsländern ergänzt werden 
müssen [6].

Fokus auf Klimaschutz- 
Governance statt auf  
Emissionsbudget 

In Anbetracht der Probleme, die sich aus ei-
ner starren Ableitung nationaler Emissions-
budgets aus globalen CO2-Budgets ergeben, 
ist es sinnvoller, sich auf die bereits beste-
henden politischen Instrumente und Ziel-
pfade als Ausgangspunkt für eine Stärkung 
der EU-Klimapolitik zu konzentrieren. Da 
es sich hierbei um bereits etablierte Politi-
ken und Pläne handelt, sind sie für den 
Übergang zu Netto-Null-THG-Emissionen 
bis 2050 sehr viel wichtiger als jede Budget-
berechnung. Zentrale politische Instrumen-
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te legen in der EU jeweils spezifische Teil-
ziele fest, einschließlich derer, die in den 
Richtlinien über die Emissionshandelssys-
teme (ETS I und II) definiert sind sowie in 
der Lastenteilungsverordnung für Sektoren 
außerhalb des ETS I und in der Verordnung 
über Landnutzung, Landnutzungsänderung 
und Forstwirtschaft (LULUCF). Die verbind-
lichen Ziele für 2030 und teilweise auch die 
langfristigen Zielpfade wurden kürzlich im 
Rahmen des Fit for 55-Legislativpakets ver-
schärft. In der zweiten Hälfte der 2020er 
Jahre werden sie erneut überarbeitet, dann 
für den Zeitraum 2031-2040.

Ein wesentlicher Aspekt der anstehenden 
Revision wird sein, wie die vorhandenen 
klimapolitischen Instrumente miteinander 
verbunden und schrittweise integriert wer-
den. Eine noch unbeantwortete Frage in  
Bezug auf die Governance-Architektur ist, 
wie und wo die CO2-Entnahme zum Aus-
gleich von Restemissionen gesetzlich gere-
gelt wird. Diese Facette dürfte eine entschei-
dende Rolle bei den künftigen Bemühungen 
spielen, derzeit noch getrennte Instrumente 
und Säulen der EU-Klimapolitik stärker zu 
verknüpfen. Die bis Mitte 2024 vorzulegen-
den Nationalen Energie- und Klimapläne 
(NEKPs) der Mitgliedstaaten werden in die-
ser Hinsicht erste wichtige Informationen 
liefern. Die in den 27 NEKPs zu dokumen-
tierenden nationalen Ziele und Modellie-
rungsanstrengungen werden dazu beitra-
gen, sich abzeichnende Präferenzen und 
Koalitionen zu erkunden, die die nächste 
Phase der EU-Klimapolitik prägen werden. 
Für eine solidere Klimaschutz-Governance 
in der EU braucht es einen systematischeren 
Ansatz, der ein gegenseitiges Lernen aus 
den Umsetzungserfahrungen der Mitglied-
staaten und Sektoren ermöglicht, beispiels-
weise durch häufigere obligatorische Eva-
luierungen und peer reviews, die auch 
Analysen der Zuweisung öffentlicher Mittel 
für Klimaschutzmaßnahmen einschließen 
sollten.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass sich die politische Debatte über die 
Gestaltung der EU-Klimapolitik nach 2030 
nicht in erster Linie auf das wissenschaft-

lich angemessene Zielniveau für 2040 fokus-
sieren sollte, solange dieses ehrgeizig genug 
ist, um bis 2050 Netto-Null-THG-Emissionen 
erreichen zu können. In der bislang wohl an-
spruchsvollsten Phase der EU-Klimapolitik 
sollte die Priorität für Rat, Parlament und 
Kommission vielmehr darin liegen, die 
Governance-Architektur weiterzuentwickeln, 
die politischen Instrumente zu stärken sowie 
die öffentliche Unterstützung auszubauen.
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Industriestrompreise: Bundesregierung will 
sicheres und klimafreundliches Modell   
Die deutsche Industrie fordert seit Monaten vergünstigte Strompreise. Das Anfang Mai 2023 vom Bundeswirtschaftsminister 
vorgelegte Arbeitspapier*)  hat hohe Erwartungen geweckt und die Bundesregierung unter Entscheidungsdruck gesetzt. Mit  
einer umsetzungsreifen Lösung ist in diesem Jahr aber wohl nicht mehr zu rechnen. Sonderpreise für die deutsche Industrie 
sollen rechtssicher auf der Grundlage eines neuen EU-Strommarktdesigns stehen. Doch das kommt nicht voran, da das  
EU-Parlament bis zur Neuwahl im Juni des kommenden Jahres eine übervolle Agenda abzuarbeiten hat. Stattdessen muss sich 
die Bundesregierung noch auf weitere hitzige Debatten sowie mehr oder weniger realisierungsfähige Vorschläge einstellen.        

In Deutschland hat sich die Diskussion über die 
Versorgung der Industrie mit Elektrizität auf 
einen verbilligten Brückenstrompreis und den 
Verweis auf angeblich preiswerte Industrie-
strompreise in Frankreich verengt. Im Bundes-
wirtschafts- und Klimaministerium (BMWK) 
verläuft die Diskussion dagegen deutlich kom-
plexer. Ein besonderer Industriestrompreis 
muss, so die Vorgaben für die interne Diskus-
sion, drei Bedingungen erfüllen: Hohe Gas-
preise und CO2-Kosten sollen umgangen wer-
den, indem die Kostenvorteile erneuerbarer 
Energien erschlossen werden; die Sicherheit 
der Versorgung muss gewährleistet bleiben; 
die Finanzierung soll soweit wie möglich aus 
dem Strommarkt, also ohne Subventionen, 
heraus erfolgen. 

Antworten auf diese Anforderungen sollte 
der neue europäische Ordnungsrahmen für 
den Strommarkt geben. Doch mit einem neuen 
europäischen Strommarktdesign ist kurzfristig 
nicht zu rechnen. Deshalb hat das BMWK be-
reits im September 2022 ein knapp 400.000 € 
teures Gutachten in Auftrag gegeben, das klä-
ren soll, wie Klimaneutralität und internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der Industrie ver-
einbar gemacht werden können. Das aus drei 
Forschungsinstituten gebildete Konsortium 
[1] muss das Gutachten bis Dezember 2023 
liefern. 

Kernfrage: Gibt es genügend 
grünen Strom zu stabilen und 
günstigen Preisen für die Industrie? 

Das Forschungsvorhaben „Industriestrom-
preis“ prüft verschiedene Vorschläge zur Be-
reitstellung von preisgünstigem Strom aus 
erneuerbaren Energien für die Industrie. Die 
Kernfrage lautet: Gibt es genügend grünen 
Strom, um die Industrie zu stabilen und 

günstigen Preisen zu versorgen? Im Zentrum 
der Überlegungen steht ein vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) vor-
geschlagenes Modell, das sowohl die ökolo-
gische Stromerzeugung wie auch die strom-
intensiven Industrien unterstützen soll. Der 
Schlüssel dazu heißt Contracts-for-Diffe-
rence (CfD). Ausfallrisiken sollen vom Staat 
übernommen werden, sodass günstige Prei-
se sichergestellt und an die Industrieunter-
nehmen weitergegeben werden können. Ein 
einfach regulierter Industriestrompreis wird 
dagegen von den Forschungsinstituten über-
wiegend abgelehnt oder kritisch gesehen. 

Das ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung geht mit seiner Kritik 
dabei am weitesten und verweist auf die (ver-
fehlte) langjährige Tradition von Privilegie-
rungen bei den Strom- und Energiekosten für 
die Industrie in Deutschland. Es gebe, so das 
ZEW [2] „keine Hinweise auf einen negativen 
Einfluss der Strompreise auf die Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Industrieunterneh-
men“. Das liege daran, dass für die meisten 
Unternehmen der Energiekostenanteil am 
Umsatz deutlich unter 5 % liege und andere 
Standortortfaktoren für die Wettbewerbsfä-
higkeit relevanter seien. Eine Begrenzung der 
Strompreise, so das Fazit des ZEW, schwäche 
Anreize zur Innovation und zum Stromspa-
ren. Eine breite Subventionierung industri-
eller Strompreise sei für die Transformation 
zu einer klimaneutralen Wirtschaft kontra-
produktiv. Dieser Kritik hat sich auch das 
DIW angeschlossen [3].

Selbst das wirtschaftsnahe Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) in Köln ergänzt die 
grundsätzliche Zustimmung zum Brücken-
strompreis mit einigen Bedenken: „Preisan-
reize müssen erhalten bleiben, damit es sich 

weiterhin lohnt, Windräder und Solaran- 
lagen zu bauen – und damit Strom dann ver-
braucht wird, wenn er an den Börsen durch 
hohe Einspeisungen durch Sonne und Wind 
besonders günstig ist. Ebenso sendet der Markt 
in Zeiten hoher Preise wichtige Sparanreize,“ 
heißt es aus Köln [4].

Beispiel Frankreich  

Die Strompreise für industrielle Verbraucher 
in der Europäischen Union variieren je nach 
Mitgliedstaat beträchtlich [5]. Der Vergleich 
zwischen Deutschland und Frankreich zeigt 
aktuell jedoch einen überraschend geringen 
Preisabstand: Bei einem hohen Stromver-
brauch (70.000 bis 150.00 MWh) zahlten 
französische Unternehmen im 2. Halbjahr 
2022 ohne Steuern und Abgaben 13,41 €/
MWh und einschließlich aller Steuern und 
Abgaben 15,68 €/MWh. Für Unternehmen 
in Deutschland lagen die Preise bei 17,82 €/
MWh (ohne Steuern und Abgaben) sowie bei 
24,16 €/MWh (einschließlich Steuern und 
Abgaben). 

Deutsche und französische Unternehmen 
liegen damit bei den reinen Beschaffungs-
kosten weniger weit auseinander als viel-
fach angenommen. Signifikante Preisunter-
schiede ergeben sich erst einschließlich der 
Berücksichtigung von Steuern und Abgaben. 
Bei den in Deutschland ansässigen Groß-
verbrauchern dürften sich aber vor allem 
die sich derzeit auf hohem Niveau bewegen-
den Preise für CO2-Emissionszertifikate aus-
wirken. Bei einem Preis für CO2-Zertifikate 
von 90 €/t ergibt sich ein Preisaufschlag 
von 5-8 ct/kWh bei der rein fossilen Strom-
erzeugung und von 3 bis 5 ct/kWh beim 
derzeitigen Energiemix der deutschen Strom-
erzeugung mit einem Anteil von rund 50 % 
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Strom aus erneuerbaren Energien. Preisset-
zend in der Stromerzeugung sind in Deutsch-
land jedoch die hohen Gaspreise. Beide Fak-
toren spielen wegen des hohen Anteils der 
Kernenergie in Frankreich kaum eine Rolle. 

Die im Rahmen der aktuellen Diskussion gefor-
derte Abschaffung der Stromsteuer in Deutsch-
land hätte nur einen begrenzten Effekt. Der 
Regelsatz liegt bei 2,05 ct/kWh. Für die Indus-
trie und für Handwerksbetriebe gilt ein redu-
zierter Satz von 1,54 ct/kWh. Hinzu kommt der 
Spitzenausgleich für besonders energieinten-
sive Unternehmen, der zu einer Entlastung von 
bis zu 90 % führt, allerdings zum Jahresende 
2023 ausläuft. Ferner erhebt der Staat weitere 
Abgaben und Steuern in Höhe von insgesamt 
1,32 ct/kWh. Macht zusammen rund 2,8 ct/
kWh für das Gros der Unternehmen. Nur ein 
kompletter Fortfall aller Steuern und Abgaben 
hätte damit in Deutschland einen spürbaren 
Entlastungseffekt.

Anders als vielfach angeführt, gibt es in 
Frankreich derzeit keine allgemeinen Indust-
riestrompreise. Einen staatlich regulierten In-
dustriestrompreis, bekannt unter dem Namen 
„Gelber Tarif“, existierte bis Anfang 2016. Auf 
die Strompreissteigerungen zu Beginn des 
Ukraine-Krieges reagierte die französische 
Regierung mit einer Beihilfe in Form direkter 

Zuschüsse in Höhe von insgesamt 5 Mrd. € für 
energieintensive Unternehmen. Diese Beihilfe 
wurde auf der Grundlage des am 23. März 
2022 von der EU-Kommission erlassenen be-
fristeten Krisenrahmens für staatliche Bei-
hilfen genehmigt [6]. Seit 2023 gibt es einen 
Preisdeckel (28 ct/kWh) für Kleinstunter-
nehmen mit weniger als zehn Beschäftigten. 

Die stärkste Wirkung auf die französischen 
Strompreise hat der ARENH-Mechanismus. 
Der ARENH-Tarif wurde 2010 im Rahmen des 
Gesetzes über die Neuorganisation des Strom-
marktes als Reaktion auf ein beihilferecht-
liches Vertragsverletzungsverfahren der 
EU-Kommission gegen Frankreich einge-
führt. Das Gesetz sollte den französischen 
Strommarkt öffnen und die Monopolstellung 
der staatlichen EDF verringern (und so einer 
Zerschlagung des Unternehmens vorbeugen). 
Der von EDF erzeugte Strom deckt in der Re-
gel etwa 80 % des gesamten französischen 
Strombedarfs (etwa 450 TWh), rund 70 % da-
von stammen aus den Kernkraftwerken des 
Unternehmens. EDF ist verpflichtet, 15 Jahre 
lang einen Teil seiner Stromproduktion zu 
einem festgelegten Preis, dem sog. ARENH-
Tarif (Accès Régulé à l'Électricité Nucléaire 
Historique), an andere Stromversorger abzu-
geben. Derzeit beträgt die Menge 100 TWh. 
Nach Erhebungen der französischen Regulie-

rungsbehörde CRE bezahlen französische 
Unternehmen über diesen Mechanismus für 
40 bis 60 % ihres Strombedarfs nur 42 €/
MWh) anstelle des aktuellen Börsenpreises. 

Somit schlägt sich die ARENH-Regelung in-
direkt in einem verbilligten und stabilen 
Industriestrompreis in Frankreich nieder. 
Die Regelung läuft am 31. Dezember 2025 aus 
und wird voraussichtlich nicht verlängert 
werden. Auf Deutschland ist eine solche Rege-
lung wegen des vollzogenen vollständigen 
Kernenergieausstiegs und des deregulierten 
Marktes nicht übertragbar. 

Aktuelle Preisentwicklung in 
Deutschland  

Der durchschnittliche Strompreis für kleinere 
bis mittlere Unternehmen in Deutschland lag 
in den ersten sechs Monaten des Jahres 2023 
(ohne Stromsteuer) bei 24,96 ct/kWh. Damit 
haben sich nach Berechnungen des Bundes-
verbandes der deutschen Energie- und Wasser-
wirtschaft (BDEW) [7] die Preise für diese Ver-
brauchergruppe (bei Neuabschlüssen) gegen- 
über dem 2. Halbjahr 2022 mehr als halbiert. 
Dennoch verharren die Preise deutlich über 
den Preisen von 2019 (19,84 ct/kWh) sowie 
den davor liegenden Jahren (siehe Abb.). 2022 
waren die Preise im Zuge der Energie- und 
Gaskrise sprunghaft gestiegen und erreichten 
im 3. Quartal mit knapp 53 ct/kWh ihren 
Höchststand. Bereits im 4. Quartal 2022 kam 
es zu einer leichten Abschwächung auf 50,88 
ct/kWh. Im 1. Quartal 2023 brachen die Notie-
rungen für Neuabschlüsse förmlich ein und 
sackten auf ein Niveau von 28,05 ct/kWh. Im 
2. Quartal gaben die Preise weiter auf 23,15 ct/
kWh nach und im 3. Quartal kam es zu einem 
weiteren leichten Rückgang auf 21,08 ct/kWh. 

Auch das aktuelle Preisniveau liegt damit 
weit oberhalb des diskutierten Brücken-
strompreises für die Industrie von 6 bis 8 ct/
kWh, so dass die Forderungen nach verbil-
ligtem Strom von Seiten der Industrie weiter 
bestehen bleiben. Zwar liegen die aktuellen 
Preise deutlich über den Notierungen in 
wichtigen Wettbewerbsländern wie den USA 
oder China, andererseits zahlten die deut-
schen Unternehmen für Strom seit 2012 im-
mer mehr als 14 ct/kWh. 

Durchschnittlicher Strompreis für die Industrie (ohne Stromsteuer) für Neuabschlüsse bei einem Jahres-
verbrauch zwischen 160.000 und 20. Mio. kWh  Quelle: VEA, BDEW

Abb. 
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Fazit

Die Diskussion über die Industriestrompreise 
verläuft in Deutschland mittlerweile auf zwei 
getrennten Ebenen: Wirtschaft und Gewerk-
schaften sowie ihnen nahestehende Politiker 
in Bund und Ländern präferieren direkte oder 
indirekte Preisabschläge auf die Strompreise 
mit einem staatlich zu finanzierenden Finanz-
volumen von bis zu 30 Mrd. €. 

Die Bundesregierung, speziell das Wirt-
schafts- und Klimaministerium, möchte da-
gegen ein komplexes Modell, das Industrie- 
und Klimapolitik verbindet. Auf dem Ver- 
ordnungswege soll die Industrie einen privile-
gierten Zugang zur besonders kostengünsti-
gen Windstromerzeugung auf See erhalten. 
Sie soll sich im Gegenzug signifikant am Aus-
bau der Offshore-Windenergie und möglicher-
weise auch am Netzausbau beteiligen, um 
beihilferechtliche Bedenken auszuräumen. 
Zugleich bietet dieses Modell den Unterneh-
men die Chance, sicher auf den Pfad zur Kli-
maneutralität bis 2045 einzuschwenken. Das 
Modell ist nicht nur komplex, sondern auch 
riskant. So ist unklar, wie die auch offshore 
volatile Stromerzeugung sicher gemacht wer-
den kann. Fraglich ist auch, ob die Erzeuger 
des Stroms freiwillig zugunsten der Industrie 
auf Erträge verzichten werden. Auch die  
konkrete Ausgestaltung der sog. Contracts-

for-Difference (CfD) ist ungeklärt. Immerhin 
schreitet die Verabschiedung des europäi-
schen Strommarktdesigns voran. Kommis- 
sion und EU-Parlament haben sich jetzt auf 
das Trilog-Verfahren verständigt.  

Das im vergangenen Jahr von Wirtschafts- 
und Klimaminister Robert Habeck vorgelegte 
Arbeitspapier hat jedenfalls nicht wie ge-
wünscht die Diskussion beruhigt, sondern 
durch Hoffnungen auf verbilligten Strom an-
geheizt und in eine unerwünschte Richtung 
geleitet. Der Minister signalisiert weiterhin 
seine Bereitschaft, einen Brückenstrompreis 
befristet einzuführen, zumindest aber die 
Netzentgelte für die Industrie zu senken und 
den Spitzenausgleich für besonders energie-
intensive Unternehmen noch einmal zu ver-
längern. Da die Bundesregierung zunächst 
auf die Ergebnisse der beauftragten For-
schungsinstitute wartet, eventuelle beihilfe-
rechtliche Einwendungen der EU-Kommission 
im Vorfeld beseitigen und den koalitionären 
Frieden im Auge behalten muss, wird die 
weiterhin zögerliche Haltung des Bundes-
kanzlers beim Thema Industriestrompreise 
nachvollziehbar. 
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